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Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

hib: Teilweise Umsetzung von Inhalten des Wachstumschancengesetzes im 
Kreditzweitmarktförderungsgesetz 

Ihren Entwurf für ein Kreditzweitmarktförderungsgesetz (20/9093) hat die Ampel-
Koalition im Finanzausschuss mittels mehrerer Änderungsanträge verändert und 
auf andere Bereiche erweitert, die bisher Teil des Wachstumschancengesetzes 
(20/8628) waren. Dieses hat der Bundestag zwar bereits beschlossen, es stieß 
aber auf Ablehnung im Bundesrat und soll im Vermittlungsausschuss behandelt 
werden. Bis Jahresende dürfte es aber nicht mehr verabschiedet werden, 
weshalb die Ampel-Fraktionen nun einige Aspekte vorziehen möchten. 

Mit dem veränderten Kreditzweitmarktförderungsgesetz (20/9093) soll unter 
anderem die Besteuerung der Dezemberhilfe 2022 gestrichen werden. Dies 
hatte die Unionsfraktion bereits seit Längerem mit Blick auf die Praktikabilität der 
Besteuerung gefordert. Folglich stimmte sie diesem wie allen anderen 
Änderungsanträgen der Koalitionsfraktionen zu. 

Im Dezember 2022 hatte der Bund die Kosten für den Abschlag für Gas und 
Wärme übernommen, um die Bürger bei den damaligen hohen Energiepreisen zu 
entlasten. Als sozialer Ausgleich sollten diese Hilfen versteuert werden, was nun 
nicht mehr erfolgen soll. 

Vorgesehen ist mit dem Kreditzweitmarktförderungsgesetz nun ferner, die 
Abgabenordnung und andere Gesetze an das Gesetz zur Modernisierung 
des Personengesellschaftsrechts (MoPeG) anzupassen. Im Einkommen- und 
Körperschaftssteuergesetz (EStG, KStG) soll es Änderungen bei der 
sogenannten Zinsschranke geben. 

Dies betrifft Paragraf 4h EStG und Paragraf 8a KStG, die an die Vorgaben der 
europäischen Anti-Steuervermeidungsrichtlinie angepasst werden sollen. Ferner 
soll im EStG eine Klärung des Begriffs „Nettozinsaufwendungen“ erfolgen. Zudem 
werde klargestellt, dass ein EBITDA-Vortrag nicht in Wirtschaftsjahren entsteht, in 
denen die Zinsaufwendungen die Zinserträge nicht übersteigen. Ein Abzug von 
Zinsvorträgen ist laut Gesetzesbegründung künftig nur möglich, soweit 
ausreichend verrechenbares EBITDA (Paragraf 4h Absatz 1 Satz 2 EStG) 
vorhanden ist. 

Mit den steuerlichen Änderungen im Bereich der Zinsschranke erwartet die 
Ampel-Koalition jährliche Steuermehreinnahmen in einer Größenordnung von 130 
Millionen Euro. Zu einer unmittelbaren Veränderung des bereits aufgrund der 
Zinsschranke bestehenden Erfüllungsaufwands für die Wirtschaft und die 
Verwaltung führten die Änderungen nicht, heißt es in dem Gesetzentwurf. 

Dem im Zusammenhang mit dem Wachstumschancengesetz (20/8628) vom 
Bundesrat in seiner Stellungnahme (20/9006) geäußerten Wunsch, den 
Datenaustausch zwischen Unternehmen der privaten Kranken- und 
Pflegeversicherung, der Finanzverwaltung und den Arbeitgebern um zwei Jahre 

https://dserver.bundestag.de/btd/20/090/2009093.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/086/2008628.pdf
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zu verschieben, will der Finanzausschuss nachkommen. Bisher war der 
Starttermin 1. Januar 2024 vorgesehen. 

Eine weitere Änderung betrifft die Vorsorgepauschale für Arbeitnehmer in 
Paragraf 39 EStG. Die Ampelfraktionen erwarten 250 Millionen Euro an 
Mehreinnahmen pro Jahr, weil künftig im Lohnsteuerabzugsverfahren 
Beitragsermäßigungen in der Sozialen Pflegeversicherung für Kinder 
entsprechend berücksichtigt werden. 

Mit den Stimmen der Fraktionen von SPD, CDU, Bündnis 90/ Die Grünen und 
FDP beschloss der Ausschuss bei Enthaltung der AfD-Fraktion, dass die 
genannten Änderungen in einem Sachzusammenhang zum 
Kreditzweitmarktförderungsgesetz stehen. Einstimmig angenommen wurde ein 
Änderungsantrag der CDU/CSU-Fraktion zur Eingangsformel des Gesetzes. 
Diese lautet nun: „Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen.“ 

Drei weitere Änderungsanträge der Ampel-Fraktionen betrafen die Änderung des 
Pfandbriefgesetzes, des DG-Bank-Umwandlungsgesetzes sowie Erleichterungen 
für die Kreditdienstleistungsinstitute. Auch diesen stimmte die Unionsfraktion zu. 
Am Ende wurde das Gesetz insgesamt mit den Stimmen der Fraktionen von SPD, 
CDU/CSU, Bündnis 90/Die Grünen und FDP angenommen. Die AfD-Fraktion 
stimmte dagegen. 

Fundstelle 

Heute im Bundestag, hib Nr. 936 vom 13. Dezember 2023.   

https://www.bundestag.de/presse/hib/kurzmeldungen-982894
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 14. Dezember 2023 

 
 
§ 1 Abs. 1 des Außensteuergesetzes (AStG) tritt gegenüber 
anderen Einkünftekorrekturvorschriften (hier: § 8 Abs. 3 Satz 
KStG) grundsätzlich zurück und kommt nur dann und insoweit zur 
Anwendung, als die andere Norm in geringerem Umfang 
Einkünftekorrekturen anordnet (§ 1 Abs. 1 Satz 3 beziehungsweise 
4 AStG). § 1 Abs. 1 Satz 2 der Funktionsverlagerungsverordnung 
(FVerlV) setzt voraus, dass die Funktion ein organischer Teil eines 
Unternehmens ist, ohne dass ein Teilbetrieb im steuerlichen Sinn 
vorliegen muss. Dies setzt voraus, dass die Produktion für einen 
Kunden als eigenständige Produktion im Unternehmen und damit 
als organischer Teil des Unternehmens angesehen werden kann. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
Eine grenzüberschreitende Verrechnung von Verlusten einer 
ausländischen Tochtergesellschaft bei der inländischen 
Muttergesellschaft setzt voraus, dass die "Organschaft" zuvor in 
dem Sinne faktisch "gelebt" worden ist, dass die von der 
Tochtergesellschaft erwirtschafteten Verluste von der 
Muttergesellschaft nach den Vorgaben der anzuwendenden 
nationalen Regelungen tatsächlich getragen worden sind. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
Sieht die Satzung der Organgesellschaft für Beschlüsse der 
Gesellschafterversammlung generell eine qualifizierte Mehrheit 
vor, muss der Organträger über eine entsprechend qualifizierte 
Mehrheit der Stimmrechte verfügen, um die Voraussetzung der 
finanziellen Eingliederung im Sinne des § 14 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
des Körperschaftsteuergesetzes zu erfüllen. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 
 

Urteil I R 54/19: 
Einkünftekorrektur bei 
Produktionsver-
lagerung auf eine 
Schwestergesellschaft 
im Ausland 
 
 
 
 
 
9. August 2023 
 

Urteil I R 26/19: Keine 
grenzüberschreitende 
Verlustverrechnung 
ohne tatsächliche 
Verlusttragung durch 
eine inländische 
Muttergesellschaft 
 
 
 
 
9. August 2023 
 

 

 
Urteil I R 50/20: 
"Finanzielle 
Eingliederung" bei 
qualifizierten Mehr-
heitserfordernissen 
 
 
 
 
 
 
9. August 2023 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310239/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310244/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310240/
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Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 

Urteil XI R 27/21: Keine Durchschnittssatzbesteuerung bei entgeltlichem 
Verzicht auf ein vertragliches Lieferrecht 
23. August 2023 
Zum Urteil 
 
Urteil IV R 8/21: Überentnahmen in einer doppelstöckigen 
Personengesellschaftsstruktur 
27. September 2023 
Zum Urteil 
 
Urteil II R 49/21: § 17 EStG: Anwendung des 90 %-Einstiegstests bei 
Handelsunternehmen 
13. September 2023 
Zum Urteil 

 
Rechtsprechung im Blog 

 
Erstattungszinsen als tarifbegünstigte Vergütung für mehrjährige 
Tätigkeiten 
Erstattungszinsen, die zu den Einkünften aus Gewerbebetrieb gehören, sind als 
tarifbegünstigte Vergütung für mehrjährige Tätigkeiten anzusehen, wenn die 
zugrunde liegende Steuererstattung als Vergütung für mehrjährige Tätigkeiten 
nach § 34 Abs. 2 Nr. 4 des Einkommensteuergesetzes tarifbegünstigt ist 
(Abweichung vom BFH-Urteil vom 12.11.2013 - VIII R 36/10, BFHE 243, 506, 
BStBl II 2014, 168 mit Zustimmung des VIII. Senats). Dies hat der 
Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil entschieden. 
Sachverhalt 
Die Kläger sind Eheleute, die im Streitjahr 2012 zur Einkommensteuer 
zusammenveranlagt werden. Der Kläger erzielte gewerbliche Einkünfte aus dem 
Betrieb eines Kraftfahrzeughandels; seinen Gewinn ermittelte er durch 
Betriebsvermögensvergleich. 
Das Finanzamt erließ am 28.11.2012 geänderte Umsatzsteuerbescheide für die 
Jahre 1997 bis 2000. Diese beruhten auf einer tatsächlichen Verständigung, mit 
der ein insgesamt mehr als acht Jahre andauerndes Einspruchs-, Klage- und 
Revisionsverfahren, das aus einer Steuerfahndungsprüfung hervorgegangen war, 
im zweiten Rechtsgang vor dem Finanzgericht abgeschlossen wurde. Mit den 
Bescheiden wurde die Umsatzsteuer um insgesamt 321.774 € herabgesetzt; 
ferner wurden -nach den Feststellungen des Finanzgerichts- Erstattungszinsen in 
Höhe von insgesamt 203.022 € festgesetzt. 
Die Kläger begehrten die Anwendung des ermäßigten Steuersatzes nach § 34 
Abs. 1, Abs. 2 Nr. 4 des Einkommensteuergesetzes (EStG) auf die geballt zu 
versteuernden Umsatzsteuererstattungen sowie auf die Erstattungszinsen. Dies 
begründeten sie im Wesentlichen mit dem kurz zuvor veröffentlichten BFH-Urteil 
vom 25.02.2014, X R 10/12 (BStBl II 2014, 668). 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310243/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310242/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310241/
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Das Finanzamt gewährte den Antrag jedoch nur für die Steuererstattungen, 
jedoch nicht für die Erstattungszinsen. 
Die Klage vor dem Finanzgericht München hatte keinen Erfolg. Das Finanzgericht 
verwies zur Begründung im Wesentlichen auf das Urteil des BFH vom 
12.11.2013, VIII R 36/10 (BStBl II 2014, 168). 
Entscheidung des BFH 
Der BFH hat der Revision stattgegeben und die Entscheidung der Vorinstanz 
aufgehoben. 
Es handelt sich nicht nur bei den aufgrund des langjährigen Rechtsstreits 
zusammengeballt zu versteuernden Umsatzsteuererstattungen, sondern auch bei 
den darauf beruhenden Erstattungszinsen um ermäßigt zu besteuernde 
außerordentliche Einkünfte in Gestalt von Vergütungen für mehrjährige 
Tätigkeiten (§ 34 Abs. 1, Abs. 2 Nr. 4 EStG). 
Vergütungen sind nach der von der neueren Rechtsprechung verwendeten 
Definition alle Vorteile von wirtschaftlichem Wert, die der Steuerpflichtige im 
Rahmen der jeweiligen Einkunftsart erzielt (ständige höchstrichterliche 
Rechtsprechung seit dem BFH-Urteil vom 25.02.2014, X R 10/12). 
Unter diese Begriffsbestimmung fallen auch Erstattungszinsen zu 
Betriebssteuern, die -wie im Streitfall- zu den Einkünften aus Gewerbebetrieb 
gehören. Denn es handelt sich um Vorteile von wirtschaftlichem Wert, die im 
Rahmen der Einkünfte aus Gewerbebetrieb erzielt werden. 
Nach der für die Anwendung des § 34 Abs. 2 Nr. 4 EStG geltenden Systematik 
findet die weite Auslegung des Begriffs der "Vergütung für mehrjährige 
Tätigkeiten" dadurch ihr Korrektiv, dass zusätzlich die "Außerordentlichkeit" der 
Einkünfte erforderlich ist, wozu auch eine typischerweise eintretende 
Progressionswirkung gehört (BFH, Urteil vom 25.02.2014, X R 10/12, BStBl II 
2014, 668, Rz 48). 
Vorliegend sind dem Kläger nicht nur die Umsatzsteuererstattungen aufgrund des 
langjährigen Rechtsstreits geballt zugeflossen und zum selben Zeitpunkt 
gewinnerhöhend zu erfassen gewesen; dies gilt vielmehr ebenso für die durch die 
Umsatzsteuererstattungen ausgelösten Erstattungszinsen. Diese haben die 
bereits durch die Umsatzsteuererstattungen ausgelöste Progressionswirkung 
zudem noch erheblich verstärkt. 
Zur Progressionswirkung trägt im vorliegenden Fall gerade die erhebliche Höhe 
der Zinsen im Vergleich zur Hauptschuld bei: Die Erstattungszinsen (203.022 €) 
belaufen sich auf 63,1 % der erstatteten Umsatzsteuer (321.774 €) 
beziehungsweise auf 38,7 % des zusammengeballt zu versteuernden 
Gesamtbetrags (524.796 €). 
§ 34 Abs. 2 Nr. 3 EStG entfaltet im Streitfall keine Sperrwirkung. Nach dieser 
Regelung kommen als außerordentliche Einkünfte Nutzungsvergütungen und 
Zinsen im Sinne des § 24 Nr. 3 EStG (d.h. nur solche für die Inanspruchnahme 
von Grundstücken für öffentliche Zwecke), soweit sie für einen Zeitraum von mehr 
als drei Jahren nachgezahlt werden, in Betracht. Der VIII. Senat hat hieraus für 
die Einkünfte aus Kapitalvermögen gefolgert, dass andere Zinsen als die in § 34 
Abs. 2 Nr. 3 EStG genannten generell nicht von § 34 Abs. 2 EStG erfasst werden 
sollen (BFH-Urteil vom 12.11.2013, VIII R 36/10, BStBl II 2014, 168, Rz 39). Das 
Finanzgericht hat diese Rechtsprechung im Streitfall auch auf Zinsen, die zu den 
Einkünften aus Gewerbebetrieb gehören, übertragen. 
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Für Zinsen, die zu den Einkünften aus Gewerbebetrieb gehören, kann aus § 34 
Abs. 2 Nr. 3 EStG jedoch keine derart umfassende Sperrwirkung abgeleitet 
werden. Dies folgt aus der Entstehungsgeschichte jener Norm. 
Der VIII. Senat des BFH auf Anfrage des erkennenden Senats (§ 11 Abs. 3 Satz 
1 FGO) mit Beschluss vom 04.07.2023 erklärt, dass er an seiner im Urteil vom 
12.11.2013 - VIII R 36/10 (BFHE 243, 506, BStBl II 2014, 168) geäußerten 
Rechtsauffassung, wonach § 34 Abs. 2 Nr. 3 EStG eine Sperrwirkung in Bezug 
auf alle nicht in dieser Norm aufgeführten Zinsen entfaltet, nicht weiter festhält. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 30. August 2023 (X R 2/22), veröffentlicht am 7. Dezember 2023. 
 
Widerruf der Gestattung der Ist-Besteuerung wegen Missbrauchs 
Falls ein Leistungsempfänger bereits zur Vornahme des Vorsteuerabzugs 
berechtigt ist, obwohl beim leistenden Unternehmer aufgrund der Gestattung der 
Ist-Besteuerung noch keine Umsatzsteuer entstanden ist, beruht dies 
umsatzsteuerrechtlich nicht auf einer missbräuchlichen Gestaltung durch die am 
Leistungsaustausch beteiligten Steuerpflichtigen, sondern auf einer 
unzutreffenden Umsetzung oder Anwendung des Art. 167 MwStSystRL durch den 
Mitgliedstaat Deutschland. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) in einem 
aktuellen Urteil entschieden. 
Sachverhalt 
Die Beteiligten streiten darüber, ob das Finanzamt die dem Kläger erteilte 
Gestattung der Besteuerung der Umsätze nach vereinnahmten Entgelten 
(sogenannte Ist-Besteuerung) zu Recht widerrufen hat. 
Der Kläger ist Unternehmer und besteuert seine Umsätze aufgrund einer 
Genehmigung vom 02.04.1987, die unter dem Vorbehalt des Widerrufs erteilt 
worden ist, nach vereinnahmten Entgelten. 
Im Sommer 2015 fand beim Kläger eine Außenprüfung des -damals noch für den 
Kläger örtlich zuständigen- Finanzamtes D statt. Der Prüferin fiel dabei auf, dass 
der Kläger als Geschäftsführer verschiedener Firmen (Leistungsempfängerinnen) 
unternehmerisch tätig war, denen er in erheblichem Umfang Rechnungen mit 
gesondertem Ausweis von Umsatzsteuer erteilt hatte, die von den 
Leistungsempfängerinnen jedoch nur über Verrechnungskonten gebucht und über 
mehrere Jahre hinweg nicht bezahlt wurden. In den Rechnungen waren weder 
Zahlungsfristen genannt noch Fälligkeiten ausgewiesen. Die Prüferin war der 
Auffassung, dass ein zeitnaher Zufluss der Entgelte für die abgerechneten 
Leistungen beim Kläger nicht angestrebt worden sei, sondern hätte gezielt 
vermieden werden sollen. 
Das Finanzamt D widerrief daraufhin die Genehmigung zur Besteuerung der 
Umsätze nach vereinnahmten Entgelten mit Bescheid vom 18.11.2015 zum 
01.01.2016. Die sofortige Vornahme des Vorsteuerabzugs bei den 
Leistungsempfängerinnen bei fehlender Vereinnahmung der Entgelte für die 
Umsätze beim Kläger begründe bei nahestehenden Personen die Vermutung, 
dass die Gestattung missbraucht werde. 
Die Klage vor dem Finanzgericht Rheinland-Pfalz hatte keinen Erfolg. 
 
 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310235/
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Entscheidung des BFH 
Der BFH hat der Revision stattgegeben und die Entscheidung der Vorinstanz 
aufgehoben. 
Das Finanzamt kann sich auf die von ihm bejahte Gefährdung des 
Steueraufkommens im Streitfall nicht berufen, weil den Leistungsempfängern des 
Klägers der Vorsteuerabzug nach Art. 167 MwStSystRL erst zusteht, wenn diese 
die Umsatzsteuer an den Kläger gezahlt haben. 
Die vom Finanzamt als Widerrufsgrund angeführte, vom Finanzgericht ebenfalls 
bejahte Gefährdung des Steueraufkommens beruht auf der unionsrechtlich 
unzutreffenden Prämisse, dass bei Leistungsbezug vom Kläger den 
Leistungsempfängerinnen der sofortige Vorsteuerabzug zusteht. Dies trifft jedoch 
nicht zu (Art. 167 MwStSystRL). 
Es bleibt offen, ob der Begriff "geschuldet" im Sinne des § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
Satz 1 UStG im Lichte des EuGH-Urteils Grundstücksgemeinschaft Kollaustraße 
136 - C-9/20 (EU:C:2022:88, Rz 49) sowie der Art. 167, Art. 179 Satz 1 
MwStSystRL eine zeitliche Komponente enthält und deshalb dahin gehend zu 
verstehen ist, dass die Umsatzsteuer vom Leistenden schon geschuldet werden 
muss, um vom Leistungsempfänger als Vorsteuer abgezogen werden zu können 
(und daher vom Leistungsempfänger noch nicht abgezogen werden darf, solange 
sie vom Leistenden noch nicht geschuldet wird). 
Es kommt nicht darauf an, ob, nach welcher Vorschrift und wann die vom Kläger 
in Rechnung gestellte Umsatzsteuer entstanden ist (vgl. dazu BFH-Urteile vom 
26.11.1964, V 194/62 U, BStBl III 1965, 184; vom 22.10.1970, V R 171/66, BStBl 
II 1971, 79; vom 09.10.2002, V R 73/01, BStBl II 2003, 217, unter II.2.c und e; 
vom 13.01.2005, V R 21/04, BFH/NV 2005, 928, unter II.3. und 4.; vom 
05.06.2014, XI R 44/12, BStBl II 2016, 187, Rz 50 und 51 sowie § 16 Abs. 1 Satz 
4 UStG). 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 12. Juli 2023 (XI R 5/21), veröffentlicht am 7. Dezember 2023. 
 

Business Meldungen 
 
BAG: Daten auch aus nicht-datenschutzkonformen Überwachungsmaßnahmen 
im Prozess verwertbar 
  
Das Bundesarbeitsgericht (BAG) hat am 29.06.2023 entschieden, dass Daten, die 
aus einer nicht vollständig datenschutzkonformen Überwachungsmaßnahme des 
Arbeitgebers stammen, dennoch in einem Kündigungsprozess als Beweismittel 
verwertet werden dürfen, um vorsätzlich vertragswidriges Verhalten eines 
Arbeitnehmers darzulegen (AZ: 2 AZR 296/22). 
 
Den Beitrag finden Sie hier. 
 
 
 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310237/
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/240976/bag-daten-auch-aus-nicht-datenschutzkonformen-ueberwachungsmassnahmen-im-prozess-verwertbar/
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E-MAIL SENDEN 

 

ZUM SEMINAR 

Terminplaner 
  
Transfer Pricing Webcast: Entwicklungen 
bei konzerninternen Finanzierungen 
Webcast, 19.12.2023 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 
 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
 

mailto:gunnar.tetzlaff@pwc.com
https://www.pwc-events.com/Gesetz-konzerninterne-Finanzierungen
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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